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Gesetz

zur Neugliederung des Kreises Kempen-Krefeld
und der kreisfreien Stadt Viersen vom

18. Dezember 1969

     (Auszug)

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

I. Gebietsänderungen

§ 1........

§ 9

(1) Die Gemeinde Büderich (Kreis Grevenbroich), die Gemeinde Osterath – ohne die in § 8 Abs. 2
Nr. 2 genannten Flurstücke – sowie die Gemeinden Ilverich, Langst-Kierst, Lank-Latum, Nierst,
Ossum-Bösinghoven und Strümp (Amt Lank) werden zu einer neuen Gemeinde zusammen-
geschlossen. Die Gemeinde erhält den Namen Meerbusch und führt die Bezeichnung „Stadt“.

(2) In die neue Gemeinde werden eingegliedert:

Aus der Gemeinde Willich, Gemarkung Willich

von Flur 8 die Flurstücke

175, 176, 230, 237, 238.

(3) Das Amt Lank wird aufgelöst. Rechtsnachfolgerin ist die Stadt Meerbusch.

(4) Die Stadt Meerbusch wird in den Kreis Grevenbroich eingegliedert.

II. Abschnitt

Schlußvorschriften

§ 10

(1) Folgende Gebietsänderungsverträge und Bestimmungen werden bestätigt:

Der Gebietsänderungsvertrag zwischen den Gemeinden Büderich, Osterath, Ilverich, Langst-
Kierst, Lank-Latum, Nierst, Ossum-Bösinghoven, Strümp und dem Amt Lank vom 31. Oktober
1968 sowie die Bestimmungen des Oberkreisdirektors des Kreises Kempen-Krefeld als untere
staatliche Verwaltungsbehörde über die Einzelheiten der Eingliederung der in § 9 Abs. 2
genannten Gebietsteile in die Stadt Meerbusch vom 23. November 1968 und die Bestimmungen
des Regierungspräsidenten in Düsseldorf über die Einzelheiten der Eingliederung der neuen
Gemeinde Meerbusch in den Kreis Grevenbroich vom 11. Februar 1969.

(2) Die Bestätigung der Gebietsänderungsverträge und Bestimmungen wird mit folgenden weiteren
Maßgaben erteilt:
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1. Die Rechtsfolge der Gemeinden regelt sich nach diesem Gesetz.

2. Das in den zusammengeschlossenen Gemeinden und eingegliederten Gebieten geltende
Ortsrecht bleibt bis zum Inkrafttreten neuer ortsrechtlicher Bestimmungen, längstens jedoch
bis zum Ablauf von zwölf Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, in Kraft.

3. Soweit in den zusammengeschlossenen Gemeinden und in den eingegliederten Gebieten
rechtsverbindlich aufgestellte Bebauungspläne, entsprechende nach § 173 des
Bundesbaugesetzes übergeleitete und nicht außer Kraft getretene alte Pläne sowie
Satzungen gemäß §§ 16, 25 und 26 des Bundesbaugesetzes und § 103 der Bauordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen vorhanden sind, bleiben sie, vorbehaltlich anderweitiger Fest-
setzung durch die neuen Gemeinden, längstens jedoch bis zum Ablauf der für ihre Geltung
bestimmten Frist, in Kraft. Flächennutzungspläne und nicht rechtsverbindliche
Bebauungspläne werden nicht übergeleitet.

4. Das unbewegliche Vermögen der zusammengeschlossenen Gemeinden geht nebst Zubehör
mit allen Rechten und Lasten in das Eigentum derjenigen neuen Gemeinde über, in deren
Gebiet es liegt.

5. Bestimmungen über Ortschaftsräte und Ortsvorsteher finden keine Anwendung; die neue
Stadt Kempen und die Gemeinde Tönisvorst sind jedoch verpflichtet, für die Dauer einer
Wahlperiode eine Ortschaftsverfassung durch die Hauptsatzung einzuführen.

6. Vereinbarungen über die Gewährleistung des Bestandes vorhandener kommunaler
Einrichtungen und über die Durchführung bestimmter Maßnahmen gelten nur, soweit sie
einer sinnvollen Planung für den Gesamtraum der neuen Gemeinde nicht widersprechen.

§ 13

(1) Die Gemeinden Grefrath, Kempen und Tönisvorst werden dem Amtsgericht Kempen, die in § 7
Abs. 3 und § 8 Abs. 3 bezeichneten Gebietsteile sowie die Gemeinde Willich werden dem
Amtsgericht Krefeld, die Gemeinden Brüggen und Nettetal werden dem Amtsgericht Nettetal, die
Gemeinde Meerbusch wird dem Amtsgericht Neuss und die Gemeinden Schwalmtal und Viersen
werden dem Amtsgericht Viersen zugeordnet. Das Amtsgericht Dülken wird aufgehoben.

§ 14

(1) In den neuen Gemeinden üben vom Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zur Neuwahl der
Personalvertretungen die diesen nach dem Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG)
zukommenden Befugnisse und Pflichten Personalkommissionen aus.

Diese bestehen

a) .....
b) .....
c) in der neuen Stadt Meerbusch aus je einem Mitglied der Gruppen, die in den Personalräten

der bisherigen Gemeinden Büderich und Osterath und des aufgelösten Amtes Lank vertreten
sind

d) .....

Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu bestellen. Für die Wahl der Mitglieder und ihrer
Stellvertreter gilt § 31 Abs. 2 Satz 1 LPVG entsprechend. 
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(2) Auf die Geschäftsführung der Personalkommissionen finden die §§ 31 bis 43 LPVG
entsprechende Anwendung, in der neuen Stadt Nettetal und der neuen Gemeinde Tönisvorst
jedoch mit der Maßgabe, dass alle Angelegenheiten als gemeinsame Angelegenheiten gelten.

(3) Der Wahlvorstand für die Neuwahl der Personalvertretungen ist spätestens sechs Monate nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes zu bestellen.

§ 15

(1) Dieses Gesetz tritt am 01. Januar 1970 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 11 Abs. 1 bis 3 am Tage der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 18. Dezember 1969

Die Landesregierung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident
Heinz Kühn

Der Innenminister
Willi Weyer

Der Justizminister
Dr. Dr. Neuberger
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